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Satzung 
über die Erhebung von Gebühren für die zentrale Abw asserbeseitigung 

 der Gemeinde Krems II in den Ortsteilen Krems II u nd Göls 
(Abwassergebührensatzung) 

 
 in der Fassung der 1. Nachtragssatzung 

 
 

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung für Schleswig-Holstein in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Juli 1996 (GVOBl. S. 529), der §§ 1, 2 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes des Landes Schleswig Holstein in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. 
August 1996 (GVOBl. S. 564), der §§ 9 Abs. 2 Nr. 1 und 10 Abs. 4 Landesdatenschutzge-
setz für Schleswig-Holstein in der zur Zeit gültigen Fassung sowie § 14 der Abwassersat-
zung der Gemeinde Krems II vom 06. August 1985 wird nach Beschlussfassung durch die 
Gemeindevertretung vom 12. Juli 2001 folgende Satzung in der Fassung der 1. Nachtrags-
satzung erlassen. 
 

 
I. Abschnitt 

 
§ 1 

Allgemeines 

(1) Die Gemeinde betreibt die Abwasserbeseitigung in den Ortsteilen Krems II und Göls 
nach Maßgabe der Satzung über die Abwasserbeseitigung (Abwassersatzung) vom 06. 
August 1985 als jeweils eine selbständige öffentliche Einrichtung zur zentralen 
a) Schmutzwasserbeseitigung, 
b) Niederschlagswasserbeseitigung. 

(2) Die Gemeinde erhebt nach Maßgabe dieser Satzung Benutzungsgebühren für die Inan-
spruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlagen (Abwassergebüh-
ren). 

 
 

II. Abschnitt 
Abwassergebühr 

 
§ 2 

Grundsatz 

Für die Inanspruchnahme der zentralen öffentlichen Abwasserbeseitigungsanlage und für 
die nach § 9 Abwasserabgabengesetz zu entrichtende Abwasserabgabe werden Abwasser-
gebühren für die Grundstücke erhoben, die an diese öffentliche Abwasserbeseitigungsanla-
ge angeschlossen sind oder in diese entwässern. Die Gebühren gliedern sich in Grundge-
bühren und Zusatzgebühren. Die Gebühren werden für die Schmutzwasserbeseitigung er-
hoben. 
 
 

§ 3 
Gebührenmaßstab und Gebührensatz 

(1) Die Grundgebühr beträgt 7,00 € je Monat für jedes an die Abwasserbeseitigungsanlage 
angeschlossene Grundstück. 

(2) Die Zusatzgebühr für die Schmutzwasserbeseitigung wird nach der Abwassermenge be-
messen, die in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt. Berechnungseinheit 
für die Zusatzgebühr ist 1 cbm Abwasser. 
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(3) Als in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage gelangt gelten: 
 
a)die dem Grundstück aus öffentlichen oder privaten Wasserversorgungsanlagen zuge-
führte und durch Wasserzähler ermittelte Wassermenge, 
 
b) die auf dem Grundstück gewonnene und dem Grundstück sonst zugeführte Wasser-
menge  
 
c) die tatsächlich eingeleitete Abwassermenge bei Bestehen einer Abwassermesseinrich-
tung 

(4) Hat ein Wasserzähler oder eine Abwassermesseinrichtung nicht richtig oder überhaupt 
nicht angezeigt, so wird die Wasser- bzw. Abwassermenge von der Gemeinde unter Zu-
grundelegung des Verbrauchs bzw. der Einleitungsmenge des Vorjahres unter Berück-
sichtigung der Angaben des Gebührenpflichtigen geschätzt. 

(5) Sind auf dem an die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage angeschlossenen Grund-
stück kein Wasserzähler und keine sonstige Messeinrichtung vorhanden, wird die Zu-
satzgebühr nach Zahl der an die Abwasseranlage angeschlossenen Einwohnergleichwer-
te (EGW) berechnet. Einwohnergleichwerte im Sinne dieser Satzung ist eine Berech-
nungseinheit, die auf die Jahresabwassermenge eines Einwohners bezogen ist. Für die 
Berechnung der Zusatzgebühr werden folgende Einwohnergleichwerte zugrunde gelegt: 

a) Für jede mit Haupt- oder Nebenwohnung gemeldete Person = 1 EGW 

b) bei Gaststätten je Sitzplatz     = 0,3 EGW 

c) bei Vereins-, Boots- und Clubräumen je Benutzer  = 0,1 EGW 

d) bei gewerblichen und landwirtschaftlichen Betrieben 
je Betriebsangehörigen      = 0,3 EGW 

e) bei Versammlungsstätten und Sportstätten ohne  
Gaststättenbetrieb je Besucherzahl    = 0,03 EGW 

Der so ermittelte Einwohnergleichwert wird auf volle Einwohnergleichwerte abgerundet. Min-
destens wird jedoch 1 Einwohnergleichwert festgesetzt. Stichtag für die Errechnung der 
EGW ist jeweils der 1. Dezember des vergangenen Jahres. Wechselt der Gebührenpflichti-
ge oder entsteht die Gebührenpflicht im Laufe des Erhebungszeitraums, so ist der Stichtag 
für die Errechnung der EGW der Tag des Beginns der Gebührenpflicht. Bei der Berechnung 
der Jahresabwassermenge eines EGW wird von einem Tagesverbrauch von 110 Litern, mit-
hin 40 cbm im Jahr, ausgegangen. Um die Jahresabwassermenge zu errechnen, werden die 
ermittelten Einwohnergleichwerte mit dem Jahresverbrauch von 40 cbm multipliziert. 

(6) Die Wassermenge nach Abs. 3 Buchstabe b) hat der Gebührenpflichtige der Gemeinde 
für den abgelaufenen Erhebungszeitraum  innerhalb der folgenden zwei Monate  anzu-
zeigen. Sie sind durch Wasserzähler nachzuweisen, die der Gebührenpflichtige auf seine 
Kosten einbauen muss. Die Wasserzähler müssen den Bestimmungen des Eichgesetzes 
entsprechen. Wenn die Gemeinde auf solche Messeinrichtungen verzichtet, kann sie als 
Nachweis über die Wassermengen prüfbare Unterlagen verlangen. Sie ist berechtigt, die 
Wassermengen zu schätzen, wenn diese auf andere Weise nicht ermittelt werden kön-
nen. 

(7) Die Zusatzgebühr beträgt je cbm 2,45 €. 

(8) Wassermengen, die nachweislich nicht in die öffentliche Abwasserbeseitigungsanlage 
gelangt sind, werden auf Antrag abgesetzt, soweit sie im Kalenderjahr 10 cbm überstei-
gen. Der Antrag ist nach Ablauf des Erhebungszeitraumes innerhalb von zwei Monaten 
bei der Gemeinde einzureichen. Für den Nachweis gilt Abs. 6 Sätze 2 bis 4 sinngemäß. 
Die Gemeinde kann nach Anhörung des Antragstellers auf dessen Kosten Gutachten an-
fordern. Zuviel erhobene Gebühren sind zu verrechnen oder zu erstatten. 
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§ 4 
Gebührenpflichtige 

(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des Grundstückes, bei Wohnungs- oder Teileigen-
tum der Wohnungs- oder Teileigentümer. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht be-
lastet, ist der Erbbauberechtigte anstelle des Eigentümers gebührenpflichtig. Die Woh-
nungs- und Teileigentümer einer Eigentümergemeinschaft sind Gesamtschuldner der auf 
ihr gemeinschaftliches Grundstück entfallenden Gebühren. Miteigentümer oder mehrere 
aus dem gleichen Grund dinglich Berechtigte sind Gesamtschuldner. 

(2) Beim Wechsel des Gebührenpflichtigen geht die Gebührenpflicht mit Beginn des auf  den 
Übergang folgenden Kalendervierteljahres auf den neuen Pflichtigen über. Wenn der bis-
herige Gebührenpflichtige die Mitteilung über den Wechsel (§ 8) versäumt, so haftet er 
für die Gebühren, die auf den Zeitraum bis zum Eingang der Mitteilung bei der Gemeinde 
entfallen, neben dem neuen Pflichtigen. 

 
 

§ 5 
Entstehung und Beendigung der Gebührenpflicht 

Die Gebührenpflicht entsteht, sobald das Grundstück an die zentrale öffentliche Abwasser-
beseitigungsanlage angeschlossen ist und/oder der zentralen öffentlichen Abwasserbeseiti-
gungsanlage von dem Grundstück Abwasser zugeführt wird oder die Zuführung von Abwas-
ser endet. 
 

 
§ 6 

Erhebungszeitraum 

(1) Erhebungszeitraum ist das Kalenderjahr. 

(2) Soweit die Gebühr nach den durch Wasserzähler ermittelten Wassermengen erhoben 
wird (§ 3 Abs. 3 Buchstabe a), gilt als Berechnungsgrundlage für den Erhebungszeitraum 
der Wasserverbrauch der Ableseperiode, die jeweils dem Erhebungszeitraum voraus-
geht. 

 
 

§ 7 
Veranlagung und Fälligkeit 

(1) Die Benutzungsgebühren werden den Gebührenpflichtigen für das ganze Jahr aufgrund 
des Vorjahresverbrauchs in Rechnung gestellt. Die Gemeinde ist berechtigt, andere Ab-
rechnungszeiträume festzusetzen und auf die Gebührenabrechnung Abschlagszahlungen 
zu verlangen. 

(2) Die Gebühr wird durch Bescheid festgesetzt und in Vierteljahresbeträgen jeweils am 15. 
Februar, 15.  Mai, 15. August und 15. November fällig. Die durch bisherigen Bescheid 
festgesetzten Vierteljahresbeträge sind innerhalb des nächsten Jahres zu den angegebe-
nen Zeitpunkten solange zu zahlen, wie der neue Bescheid noch nicht erteilt worden ist. 
Die Gebühren können mit anderen Abgaben angefordert werden. 

(3) Bei der Neuveranlagung ist die Gebühr für verstrichene Fälligkeitszeitpunkte innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides in einer Summe zu zahlen. Nach Been-
digung der Gebührenpflicht endgültig festgesetzte Abrechnungsbeträge sind innerhalb 
von 14 Tagen nach Bekanntgabe des Bescheides auszugleichen. Dasselbe gilt für die 
Abrechnung von Schätzungen. 
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III. Abschnitt 

Schlussbestimmungen 

§ 8 
Auskunfts-, Anzeige- und Duldungspflicht 

Die Gebührenpflichtigen haben der Gemeinde jede Auskunft zu erteilen, die für die Festset-
zung und Erhebung der Abgaben nach dieser Satzung erforderlich sind. Jeder Wechsel der 
Rechtsverhältnisse am Grundstück ist der Gemeinde sowohl vom Veräußerer als auch vom 
Erwerber innerhalb eines Monats schriftlich anzuzeigen. Sind auf dem Grundstück Anlagen 
vorhanden, die die Berechnung der Beiträge beeinflussen( z.B. grundstückseigene Brunnen, 
Wasserzuführungen, Wasser- oder Abwassermessvorrichtungen), so hat der Gebühren- 
pflichtige dies unverzüglich der Gemeinde schriftlich anzuzeigen; dieselbe Verpflichtung be-
steht für ihn, wenn solche Anlagen neu geschaffen, geändert oder beseitigt werden. Beauf-
tragte der Gemeinde dürfen nach Maßgabe der Abgabenordnung Grundstücke betreten, um 
Bemessungsgrundlagen für die Gebührenerhebung festzustellen oder zu überprüfen; die 
Gebührenpflichtigen haben dies zu ermöglichen. 
 
 

§ 9 
Datenverarbeitung 

(1) Zur Ermittlung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung der Gebühren im Rahmen 
der Veranlagung nach dieser Satzung ist die Verwendung der erforderlichen personenbe-
zogenen und grundstücksbezogenen Daten, die aus der Prüfung des gemeindlichen Vor-
kaufsrechts nach §§ 24 bis 28 BauGB und § 3 WoBauErlG der Gemeinde bekannt ge-
worden sind, sowie aus dem Grundbuchamt, den Unterlagen der unteren Bauaufsichts-
behörde und des Katasteramtes durch die Gemeinde zulässig. Die Gemeinde darf sich 
diese Daten von den genannten Ämtern und Behörden übermitteln lassen und zum Zwe-
cke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung weiterverarbeiten. 

(2) Soweit die Gemeinde sich bei der öffentlichen Wasserversorgung eines Dritten bedient 
oder in der Gemeinde die öffentliche Wasserversorgung durch Dritte erfolgt, ist die Ge-
meinde berechtigt, sich die zur Feststellung der Gebührenpflichtigen und zur Festsetzung 
der Gebühren nach dieser Satzung erforderlichen personenbezogenen und grundstücks-
bezogenen Daten von diesen Dritten mitteilen zu lassen und diese Daten zum Zwecke 
der Gebührenerhebung nach dieser Satzung weiterzuverarbeiten. 

(3) Die Gemeinde ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Gebührenpflichtigen und 
von nach den Absätzen 1 und 2 anfallenden Daten ein Verzeichnis der Gebührenpflichti-
gen mit den für die Gebührenerhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu füh-
ren und diese Daten zum Zwecke der Gebührenerhebung nach dieser Satzung zu ver-
wenden und weiterzuverarbeiten. 

 
 

§ 10 
Ordnungswidrigkeiten 

Zuwiderhandlungen gegen Pflichten nach §§ 3 Abs. 6 und 8 der Satzung sind Ordnungswid-
rigkeiten nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 des Kommunalabgabengesetzes. 
 
 

§ 11 
Inkrafttreten 

 
Die Ursprungssatzung ist am 01. Januar 2000 in Kraft getreten 
Die 1. Nachtragssatzung ist am 01. Januar 2002 in Kraft getreten 


